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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend die Änderung vom 28, September 1970 
der Satzung 

der Internationalen Atomenergie-Organisation 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Bildung 
und Wissenschaft) 


A. Problem 

Durch die auf der 142. Vollversammlung am 28. September 1970 
von der Generalkonferenz genehmigten Änderung der Satzung 
der Internationalen Atomenergie-Organisation, die zum Inkraft- 
treten der Annahme durch zwei Drittel aller Mitgliedstaaten 
bedarf, wird u. a. der Bundesrepublik Deutschland die Möglich- 
keit eröffnet, aufgrund alljährlicher quasi-automatischer Desi- 
gnierung durch den Gouverneursrat — im Gegensatz zur Wahl 
durch die Generalkonferenz — im Rat ständig vertreten zu sein. 
Außerdem wächst die Zahl der „in der Technik der Atomenergie 
einschließlich der Erzeugung von Ausgangsmaterial am weite- 
sten fortgeschrittenen" Mitglieder von 5 auf 9. Dem gegen- 
wärtigen Stand ihrer friedlichen Atomprogramme entsprechend 
dürfte damit u. a. die Bundesrepublik Deutschland in diese 
Kategorie aufgenommen werden. 


B. Lösung 

Die Satzungsänderung bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
da die Satzung und die Änderung politische Beziehungen des 
Bundes regeln. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes betreffend die Änderung vom 28. September 1970 der 
Satzung der Internationalen Atomenergie-Organisation 

— Drucksache Vl/1870 — 


A. Bericht der Abgeordneten Flämig und Dr. Probst 


Der Gesetzentwurf wurde in der 103. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 3. März 1971 dem Wis- 
senschaftsausschuß federführend und dem Auswärti- 
gen Ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied der 
Internationalen Atomenergie-Organisation (lAEO) 
seit deren Gründung im Jahre 1957. Die Mitglieder- 
zahl der Organisation ist zwischenzeitlich von 54 
auf 102 im Jahre 1971 gestiegen. Die lAEO hat nicht 
nur als Form für weltweiten Kenntnisaustausch und 
die weltweite Zusammenarbeit sowie für technische 
Hilfe wachsende Bedeutung. Nach Artikel III des 
Vertrags über die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
vom 1. Juli 1968 (NV-Vertrag) ist jeder Nichtkern- 
waffenstaat verpflichtet, Sicherungsmaßnahmen ge- 
mäß einer Übereinkunft mit der lAEO anzunehmen. 
Nach Artikel VIII bedarf jede Änderung dieses Ver- 
trages u. a. der Zustimmung aller Vertragsparteien, 
die zur gegebenen Zeit Mitglieder des Gouvemeurs- 
rates sind. 

Seit 1968 ist in den Gremien der lAEO darüber 
beraten worden, die Zusammensetzung des Rates so- 
wohl an die gestiegene Mitgliederzahl als auch an 
den in einer Reihe von Staaten erzielten Fortschritt 
bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie anzu- 
passen. 

Durch die auf der 142. Vollversammlung am 
28. September 1970 von der Generalkonferenz ge- 


nehmigten Änderung der Satzung der Internationa- 
len Atomenergie-Organisation, die zum Inkraft- 
treten der Annahme durch zwei Drittel aller Mit- 
gliedstaaten bedarf, wird u. a. der Bundesrepublik 
Deutschland die Möglichkeit eröffnet, auf Grund all- 
jährlicher quasi-automatischer Designierung durch 
den Gouvemeursrat ständig vertreten zu sein. Dabei 
wächst die Zahl der „in der Technik der Atomenergie 
einschließlich der Erzeugung von Ausgangsmaterial 
am weitesten fortgeschrittenen" Mitglieder von 5 
auf 9. Dem gegenwärtigen Stand ihres friedlichen 
Atomprogramms entsprechend dürfte damit die Bun- 
desrepublik Deutschland in diese Kategorie aufge- 
nommen werden. Somit stellt die mit dieser 
Satzungsänderung verbundene Begünstigung der 
Bundesrepublik Deutschland eine Anerkennung ihres 
wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Potentials 
auf dem Kernenergiesektor dar. 

Der Auswärtige Ausschuß ist in seiner Beratung 
am 25. März 1971 zu dem Ergebnis gekommen, den 
Gesetzentwurf zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
seine abschließende Beratung am 1. April 1971 durch- 
geführt und den einstimmigen Beschluß gefaßt, dem 
Hohen Hause die unveränderte Annahme des Ge- 
setzentwurfs zu empfehlen. 


Bonn, den 1. April 1971 


Flämig Dr. Probst 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W1870 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 1. April 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Flämig Dr. Probst 

Vorsitzender Berichterstatter 
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